
SCHWEIZ 25Walliser Bote
Freitag, 21. September 2018

KURZMELDUNGEN

Velounfall 
wegen Katze
BERN | Der Waadtländer FDP-
Nationalrat Frédéric Borloz 
hat sich bei einem Sturz mit 
dem Velo wegen einer Katze 
zwölf Knochenbrüche zuge-
zogen. Die Verletzungen seien 
nicht schwerwiegend, versi-
cherte der 52-Jährige im 
Interview mit der Westschwei-
zer Zeitung «24 Heures». 
Demnach erlitt der Bundes-
parlamentarier und Gemein-
deammann von Aigle VD 
Blessuren auf den Rippen, am 
Schlüsselbein und am Schul-
terblatt. Er müsse einen Arm 
ruhig halten, damit die Brü-
che heilen könnten, sagte der 
Velofahrer und zweifache Fa-
milienvater. Zum Unfall kam 
es kürzlich während «einer 
kleinen Trainingseinheit» mit 
seinem Rennvelo im Walliser 
Ort Saint-Gingolph an der 
Grenze zu Frankreich. Am 
Ufer der Rhone sei eine Katze 
in Panik geraten und vor sein 
Fahrrad gelaufen. Er war laut 
eigenen Angaben mit rund 
Tempo 30 unterwegs. Ein 
Sturz sei unvermeidbar gewe-
sen. Der Politiker wurde nach 
dem Unfall ins Spital nach 
Monthey gebracht. Seine 
Arbeit will er Ende Woche wie-
der aufnehmen. Borloz ist seit 
2015 Nationalrat.  sda

GPK soll im Fall 
Broulis ran
LAUSANNE | Die Linke macht 
weiter Druck auf den Waadt-
länder Finanzdirektor Pascal 
Broulis wegen dessen um-
strittenen Russlandreisen. Sie 
fordert eine Untersuchung 
der Geschäftsprüfungskom-
mission über die Umstände 
dieser Reisen und der Steuer-
vereinbarung der Firma Fer-
ring. Dies geht aus einem am 
Donnerstag veröffentlichten 
Schreiben des Grossrats und 
Geschäftsprüfungskommis-
sionsmitglieds Yvan Luccarini 
hervor. Das Papier ist im Na-
men der Parteienallianz En-
semble à Gauche an die Ge-
schäftsprüfungskommission 
adressiert.  sda

Italienisch als 
Amtssprache
AARAU | Die sprachliche Di-
versität in der Bundesverwal-
tung hat zugenommen, das 
Italienische spielt aber als 
Amtssprache nach wie vor 
eine marginale Rolle. Zu die-
sem Schluss kommt das Zen-
trum für Demokratie Aarau 
(ZDA) in einer Analyse. Die 
Benutzung der Amtsspra-
chen in den verschiedenen 
Verwaltungseinheiten lasse 
sich anhand der Originalspra-
che der Gesetzeserlasse des 
Bundes abschätzen, schreibt 
das ZDA in einer Mitteilung 
vom Donnerstag. Zwischen 
1998 bis 2015 zeigte sich 
demnach ein klarer Bedeu-
tungszuwachs des Französi-
schen. 1998 waren 5 Prozent 
der Gesetzeserlasse im Origi-
nal auf Französisch verfasst, 
2015 bereits 18 Prozent. Das 
Italienische hingegen ist als 
Originalsprache von Geset-
zeserlassen nahezu bedeu-
tungslos. Sein Anteil liegt in 
den untersuchten Jahren bei 
unter 2 Prozent. Auch sind  
die Italienischsprachigen im 
obersten Kader der Bundes-
verwaltung weiterhin unter-
vertreten: Ihr Anteil erreichte 
5,1 Prozent im Jahre 2015.  sda

Bern | Kommissionen machen Weg frei für zwei Wochen Vaterschaftsurlaub

Ein Schritt weiter
Am Donnerstag hat die 
Bildungskommission des 
Nationalrats (WBK) einem 
zweiwöchigen Urlaub für 
frischgebackene Väter 
zugestimmt.

Kommissionspräsidentin Chris-
tine Bulliard (CVP/FR) sprach 
vor den Medien von einem his-
torischen Moment. «Es ist ein 
Zeichen, dass wir mit der Zeit 
gehen», sagte sie. Die Kommis-
sion habe den Startschuss ge-
geben, damit die Arbeiten so-
fort aufgenommen werden 
könnten.

Die WBK hatte über eine 
parlamentarische Initiative der 
Sozialkommission des Stände-
rats (SGK) zu befinden. Diese 
will der Initiative für vier Wo-
chen Vaterschaftsurlaub einen 
indirekten Gegenvorschlag 
gegenüberstellen. Die National-
ratskommission stimmte mit 
15 zu 9 Stimmen bei 1 Enthal-
tung zu.

Kompromiss  
wegen Kosten
Die Nein-Stimmen dürften 
nicht von den Verfechtern des 
vierwöchigen Vaterschafts-
urlaubs gekommen sein. «Es 
gibt Leute, die keinen Vater-
schaftsurlaub wollen», sagte 
Bulliard dazu. Nun kann die 
Ständeratskommission eine Ge-
setzesänderung ausarbeiten. 
Die parlamentarische Initiative 
sieht einen zweiwöchigen be-

zahlten Vaterschaftsurlaub vor. 
Diesen soll der Vater innerhalb 
von sechs Monaten ab der Ge-
burt am Stück oder als Teilzeit-
reduktion, also auch tageweise, 
beziehen können. Finanziert 
würde der Vaterschaftsurlaub 
wie die Mutterschaftsentschä-
digung über die Erwerbsersatz-
ordnung (EO).

Als Hauptgrund für den 
Kompromiss hatte die Stände-
ratskommission die Kosten ge-
nannt. Vier Wochen Vater-
schaftsurlaub würden nach 
Berechnungen des Bundes 
rund 420 Millionen Franken 
pro Jahr kosten. Nach Ansicht 
der SGK würde das die Wirt-
schaft zu stark belasten.

Keine weitere 
Verzögerung
Den 16-wöchigen Elternurlaub, 
den die FDP fordert, hat die Na-
tionalratskommission klar ab-
gelehnt. Auch höhere Steuer-
abzüge für Fremdbetreuungs-
kosten fanden keine Mehrheit. 
«Man möchte, dass es jetzt vor-
wärtsgeht», erklärte Bulliard. 
Die Initiative für einen vierwö-
chigen Vaterschaftsurlaub ist 
im Juni 2017 eingereicht wor-
den. Urheber sind die Organisa-
tionen Travail.Suisse, männer.
ch, Alliance F und Pro Familia 
Schweiz. Mit dem indirekten 
Gegenvorschlag sind sie nicht 
zufrieden. Vier Wochen Vater-
schaftsurlaub seien bereits ein 
Kompromiss, heisst es in einer 

Stellungnahme. Die Initianten 
halten daher am Volksbegehren 
fest.

Enger Zeitplan
Eine Abstimmungsempfeh-
lung zur Initiative haben die 

beiden Kommissionen noch 
nicht abgegeben. Für den Ent-
scheid haben sie bis im Januar 
2020 Zeit. Da sie ihn vom 
Schicksal des indirekten 
Gegenvorschlags abhängig 
machen, sind sie unter Zeit-

druck. Ein Entwurf soll im 
nächsten Januar in die Ver-
nehmlassung gehen. Der Stän-
derat befasst sich laut Bulliard 
in der Herbstsession 2019 mit 
der Vorlage, der Nationalrat in 
der Wintersession. sda

Zeit ist reif. Väter werben im August 2015 in Bern für einen Ausbau des Vaterschaftsurlaubs. 
 FOTO KEYSTONE

Belp | Flughafen Bern baut nach SkyWork-Konkurs Stellen ab

Ausbauprojekt auf Eis
Die Flughafen Bern AG 
streicht nach dem Kon-
kurs der Berner Flugge-
sellschaft SkyWork Air-
lines 10 von 86 Stellen. 
Zudem legt der Verwal-
tungsrat ein Ausbau- 
projekt auf Eis.

Wie das Unternehmen am Don-
nerstag mitteilte, erleidet die 
Flughafen Bern AG wegen nicht 
bezahlter Rechnungen einen 
Millionenverlust. Es gelte des-
halb, die Liquidität zu sichern.

Fünf Personen wird gekün-
digt, die übrigen fünf Stellen 
will die Flughafenbetreiberin 
über die natürliche Fluktua-
tion, mit Pensionierungen und 
der Nichtbesetzung von offe-
nen Stellen abbauen. In gewis-
sen Betriebsbereichen wird zu-
dem Kurzarbeit eingeführt.

Für 17,7 Millionen Franken 
wollte die Flughafendirektion 
unter anderem neue Rollwege, 
Abstellflächen und Hangars 
erstellen, um in Bern-Belp den 
Linien- und Charterflugver-
kehr von der Kleinfliegerei zu 
trennen. Der bernische Grosse 
Rat sicherte im März dieses Jah-
res einen Kantonsbeitrag von 
zwei Millionen Franken zu.

Hoffnung auf Teil-Ersatz
Die Flughafendirektion hat die 
Hoffnung noch nicht aufgege-
ben, dass eine Fluggesellschaft 
einen Teil der weggefallenen 
SkyWork-Verbindungen über-
nimmt – beispielsweise Flüge 
von Bern nach München. Es 
gebe Gespräche mit Regional-
fluggesellschaften. Die Flugha-
fen Bern AG wirft in diesem 

Zusammenhang die Frage auf, 
ob nicht die öffentliche Hand 
allfällige Defizite abgelten soll-
te. Es stelle sich jetzt «die 
Grundsatzfrage», wie viel den 
Bernern Ganzjahreslinienflü-
ge wert seien, schreibt das 
Unternehmen.

Weiterer Stellenabbau 
möglich
Der bernische Volkswirt-
schaftsdirektor Christoph Am-
man sagte aber bereits am Tag 
des SkyWork-Groundings Ende 
August, für die Berner Regie-
rung kämen nur Beiträge an 
die Flughafen-Infrastruktur in-
frage, nicht an den Betrieb. Das 
sei bis jetzt auch die Haltung 
des Berner Kantonsparlaments 
gewesen.

Die Berner Fluggesellschaft 
SkyWork Airlines war bisher 
der beste Kunde des Flughafens 
Bern. Wenn es bis Ende Jahr 
nicht gelingt, den Ausfall 
von SkyWork zumindest teil-
weise zu kompensieren, will 
die Flughafen Bern AG ab kom-
mendem Jahr ihren Business-
plan anpassen.

Dann werde sie sich nicht 
mehr auf ganzjährige Linien-
verbindungen ausrichten, son-
dern auf Klein- und Business-
aviatik, die Betriebe des Bun-
des, saisonale Charterflüge, 
Rettungsflüge und Ausbildung. 
In diesem Fall sei ein weiterer 
Stellenabbau nicht auszu-
schliessen, sagte Verwaltungs-
ratspräsident Beat Brechbühl 
auf Anfrage. sda

Luftfahrt. Nach dem SkyWork-Grounding kommen schwierige 
Zeiten auf die Flughafen Bern AG zu. FOTO KEYSTONE

KRANKENKASSEN

SP will per Volksinitiative Ober-
grenze der Krankenkassenprämien 
BERN | Die SP will den steigenden Krankenkassenprämien mit 
einer Initiative eine Obergrenze von zehn Prozent des verfüg-
baren Einkommens setzen. Zudem sollen die Prämienverbilli-
gungen in den Kantonen harmonisiert werden.
Die Obergrenze soll für Personen mit einem unteren oder mitt-
leren Einkommen und unter Berücksichtigung des Vermögens 
gelten, wie die SP in ihrem am Donnerstag in Bern präsentier-
ten Papier schreibt. Dabei müsse das verfügbare Einkommen 
klar definiert werden. Im Konzept ist vorgesehen, dass dafür 
das steuerbare Einkommen nach Steuerrecht herangezogen 
wird. Als Referenzprämie würde die Standardprämie des Bun-
desamts für Gesundheit gelten. Die SP will zudem, dass die 
Prämienverbilligungen in den Kantonen harmonisiert werden. 
Zudem sollen mehr Mittel für die Prämienverbilligungen zur 
Verfügung gestellt werden. Die Kosten sollen dabei fix zu zwei 
Dritteln dem Bund und zu einem Drittel den Kantonen zuge-
ordnet werden.
Die SP rechnet dabei mit Mehrkosten in der Höhe von rund 3,6 
Milliarden Franken. Damit würden gemäss der Partei die Aus-
gaben für die Prämienverbilligungen auf 7,5 bis 8,3 Milliarden 
Franken steigen. Die SP wird Anfang Dezember an ihrem Par-
teitag darüber entscheiden, ob sie die Initiative definitiv lancie-
ren wird. Mit der allfälligen Unterschriftensammlung soll im 
Frühling 2019 begonnen werden.  sda

Keine Transparenzpflicht für Löhne
BERN | Der Nationalrat hat am Donnerstag eine parlamentari-
sche Initiative von Susanne Leutenegger Oberholzer (SP/BL) 
abgelehnt, die Unternehmen zur Offenlegung der Löhne ihrer 
Mitarbeitenden verpflichten wollte. Weniger weit gehende 
Massnahmen werden jedoch bald diskutiert.
Die Initiantin sieht Transparenz als Instrument zur Durchset-
zung der Lohngleichheit. Die grosse Kammer will jedoch keine 
entsprechenden Gesetzesänderungen. Sie gab mit 124 zu 55 
Stimmen bei 2 Enthaltungen der Initiative keine Folge und folg-
te damit ihrer vorberatenden Kommission.
Der Vorstoss ist damit vom Tisch, das Thema bleibt jedoch ak-
tuell. Am kommenden Montag stehen weitere Massnahmen 
gegen Lohnungleichheit auf der Traktandenliste des National-
rats. Nach dem Ständerat hat sich auch die nationalrätliche 
Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur (WBK) für 
Instrumente gegen Lohnungleichheit ausgesprochen. Dem-
nach sollen grosse Unternehmen prüfen müssen, ob sie Män-
nern und Frauen für gleichwertige Arbeit gleich viel zahlen.
Die Mehrheiten sind jedoch hauchdünn. Eine Minderheit bean-
tragt, nicht auf die Vorlage einzutreten. Sie verweist auf Erfolge 
von freiwilligen Massnahmen und sieht in der Vorlage einen 
Angriff auf den liberalen Arbeitsmarkt.  sda


